
Beglaubigte Abschrift

Landgericht Schweinfurt

Az.:

IM NAMEN DES VOLKES

In dem Rechtsstreit

- Kläger -

Prozessbevollmächtigte:

Rechtsanwälte Steinbock & Partner mbB, Würzburger Straße 5, 97236 Randersacker

gegen

Zürich Deutscher Herold Lebensversicherung AG, vertreten durch d. Vorstand, Deutzer Al

lee 1, 50679 Köln

- Beklagte -

Prozessbevollmächtiate:

Rechtsanwälte BLD Bach Langheid Dallmayr, Rechtsanwälte PartmbB, Karlstraße 10, 80333

München, Gz.:

wegen Forderung

erlässt das Landgericht Schweinfurt - 2. Zivilkammer - durch den Vorsitzenden Richter am Land

gericht Jakobeit als Einzelrichter am 06.02.2023 aufgrund des Sachstands vom 23.12.2022 ohne

mündliche Verhandlung mit Zustimmung der Parteien gemäß § 128 Abs. 2 ZPO folgendes

Endurteil

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 97.045,14 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Pro

zentpunkten über dem Basiszinssatz wie folgt zu zahlen:

aus 32.360,52 EUR ab dem 22.11.2019

ab dem 01.12.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.01.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.02.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR
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ab dem 01.03.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.07.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.09.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.10.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.11.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.12.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.01.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.02.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.03.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.07.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.09.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.10.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.11.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.12.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.01.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.02.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.03.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.07.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger ab dem 01.09.2022 aus der selbständigen Be

ine monatliche Berufsunfähigkeitsrente inrufsunfähigkeitsversicherung Nr.i

2.

Höhe von 1.960,14 €, zahlbar jeweils monatlich im Voraus, längstens bis zum Vertragsen

de am 31.03.2046 zu bezahlen.
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Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, den Kläger von der Beitragszahlung

zu der selbständigen Berufsunfähigkeitsversicherung Nr,

freizustellen, längstens bis zum Vertragsende am 31.03.2046.

ib dem 01.05.2019

3.

Im übrigen wird die Klage abgewiesen.4.

5. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110 % des jeweils zu vollstreckenden

Betrags vorläufig vollstreckbar.

6.

Beschluss

Der Streitwert wird auf 184.029,66 € festgesetzt.

Tatbestand

Mit der Klage macht der Kläger Leistungen aus einer selbständigen Berufsunfähigkeitsversiche

rung geltend.

leborenen Kläger bestand bei der Beklagten zunächst unter der Versi-

und später unter der Versicherungsnummer,

ne selbständige Berufsunfähigkeitsversicherung (Versicherungsschein Anlage K 1), in der für den

Fall des Eintritts der Berufsunfähigkeit eine Rentenzahlung bis zum<

Für den am

cherungsnummer li

vorgesehen ist. In

§ 2 Abs. 1 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen dieser Versicherung (Anlage K 2) ist der

Begriff der „Berufsunfähigkeit“ dergestalt definiert, dass diese dann vorliegt, wenn die versicherte

Person infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls

voraussichtlich mindestens sechs Monate außerstande ist, ihren zuletzt ausgeübten Beruf aus

zuüben. § 1 Abs. 1 der AVB enthält folgenden Wortlaut:

„Wird die versicherte Person während der Versicherungsdauer zu mindestens 50 % berufsunfä

hig, so zahlen wir die vereinbarte Rente für die Dauer der Berufsunfähigkeit, längstens bis zum

Ablauf der vereinbarten Leistungsdauer.“

Der monatliche Beitrag zu dieser Versicherung betrug unter Berücksichtigung der Überschussan

teile zuletzt 110,92 Euro, die Höhe der vereinbarten monatlichen Rente 1.960,14 Euro.
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Der Kläger absolvierte nach dem Schulabschluss mit der Mittleren Reife an einer Wirtschafts

schule ab dem 01.09.1999 eine Ausbildung bei der Deutschen Telekom. Nach dem Abschluss

seiner Ausbildung im Jahr 2001 war er bis zum Eintritt des von ihm behaupteten Versicherungs

falles als angestellter Bürokommunikationskaufmann bei der Telekom in einem Calllcenter tätig.

Im Rahmen dieser Tätigkeit arbeitete er in einer 5-Tage-Woche mit Arbeitszeiten von 08:00 Uhr

bis 16:00 Uhr, in gewissen Intervallen auch eine Woche lang von 15:00 Uhr bis 23:00 Uhr und er

zielte ein monatliches Einkommen in Höhe von 4.052,92 Euro zuzüglich Provision.

Am 28.07.2018 erlitt der Kläger einen Herzinfarkt und nahm seine berufliche Tätigkeit seit diesem

Zeitpunkt nicht mehr auf. Mit Schreiben vom 20.02.2019 meldete der Kläger die Berufsunfähigkeit

bei der Beklagten an und bat um Zahlung der Rente. Mit Schreiben vom 04.04.2019 (Anlage K 9)

lehnte die Beklagte die Erbringung von Leistungen zunächst ab und kündigte an, nunmehr einen

möglichen Anspruch auf Versicherungsleistung zu prüfen

Mit Schreiben seines Prozessbevollmächtigten vom 31.07.2019 (Anlage K 10) und vom

17.09.2019 (Anlage K 12) forderte der Kläger die Beklagte unter Fristsetzung bis zum 14.08.2019

bzw. bis zum 24.09.2019 vergeblich zur Erbringung von Leistungen aus dem Versicherungsver

hältnis auf.

Der Kläger behauptet, er könne aufgrund gesundheitlicher Beeinträchtigungen den versicherten

Beruf als kaufmännischer Angestellter seit dem 28.07.2018 nicht mehr ausüben. Er leide unter ei

ner koronaren Herzerkrankung, einem Zustand nach Myokardvorderwandinfarkt, einer Hypochole-

sterinämie sowie einer Depression mit Angststörung. Seit dem Herzinfarkt leide er an schneller

Erschöpfbarkeit, vemindertem Antrieb und Versagensgefühlen, Niedergeschlagenheit, leichter

Reizbarkeit, verminderter Konzentration, innerer Unruhe und Angespanntheit mit Grübelneigung

sowie Ängsten und Schlafstörungen. Es bestünden Atemnot, Herzklopfen, Schwitzen, Herzste

chen, panische Angst vor einem weiteren Herzinfarkt sowie Schwindelsymptomatik.

Seine zuletzt ausgeübte Tätigkeit habe sich konkret wie folgt dargestellt:

Im sog. Premium-Service des Callcenters habe er kleinere Geschäftskunden betreut. Seine Ar

beitszeiten seien in der Regel von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr gewesen. Alle vier Wochen habe er

sonntags arbeiten müssen, alle 12 Wochen habe er eine Spätschicht von zunächst 14:00 Uhr bis

22:00 Uhr und später von 15:00 Uhr bis 23.00 Uhr absolvieren müssen. Pausen habe es in der

Normalschicht etwa von 10:00 Uhr bis 10:30 Uhr und von 13:00 Uhr bis 13:30 Uhr gegeben. Wäh-
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rend eines Arbeitstages habe er ca. 40 - 60 Kundenkontakte gehabt. Seien es wesentlich weniger

Kontakte gewesen, habe ersieh rechtfertigen müssen. Gearbeitet habe er in einem Großraumbü

ro mit 52 oder 53 Mitarbeitern, in dem drei Mitarbeiter, ausgestattet mit Headset und Bildschirm,

an einem Tisch gesessen hätten. Inhalt der eingehenden Telefongespräche sei die Entgegennah

me von Kundenbeschwerden und die Mitteilung von Telefon- und Leitungsstörungen gewesen.

Häufig hätten auch Kunden angerufen, die in Zahlungsverzug waren und deren Anschluss ge

sperrt war. Darüber hinaus sei es seine Aufgabe gewesen, den Kunden möglichst viele Produkte

der Telekom zu verkaufen. Von Zeit zu Zeit habe es auch die Vorgabe gegeben, Kunden aktiv

nach vorgegebenen Listen anzurufen und diesen Produkte zu verkaufen.

Die ausgeübte Tätigkeit des Klägers habe ständige geistige Präsenz erfordert. Durch den fort

währenden Umgang mit ständig wechselnden Kunden sei eine hohe nervliche Belastung einher

gegangen. Zudem habe er unter ständigem Druck seitens des Arbeitgebers gestanden, da die

Kundengespräche schnell hätten abgewickelt werden müssen. Zudem sei der Kläger während

der Arbeit ständig überwacht worden, wodurch eine zusätzliche Druck- und Stresssituation ent

standen sei.

Der Kläger ist der Ansicht, dass er bedingungsgemäß berufsunfähig sei und dass er Anspruch

auf Zahlung der vereinbarten Berufsunfähigkeitsrente ab dem 01.08.2018, auf Rückzahlung der

bis April 2019 geleisteten Beiträge und auf Freistellung von der Zahlung künftiger Beiträge habe.

Darüber hinaus stünden ihm vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten für die Einholung der De

ckungszusage bei der Rechtsschutzversicherung zu, weil die Beklagte auf die außergerichtliche

Zahlungsaufforderung trotz Fälligkeit nicht geleistet hat. Der Kläger habe auch einen Anspruch auf

außergerichtliche Rechtsanwaltskosten für die Geltendmachung der Ansprüche gegenüber der

Beklagten in Höhe einer 2,0-Geschäftsgebühr aus einem Streitwert von 117.340,51 €. Der An

spruch des Klägers sei mit der Anzeige der Berufsunfähigkeit am 20.02.2019 entstanden, so

dass sich die Beklagte ab diesem Zeitpunkt in Verzug befunden habe.

Der Kläger stellte zuletzt folgende Anträge:

1.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 97.095,14 EUR nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozent

punkten über dem Basiszinssatz wie folgt zu zahlen:
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ab dem 20.02.2019 aus 19.165,06 EUR

ab dem 01.03.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.07.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.09.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.10.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.11.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.12.2019 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.01.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.02.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.03.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.07.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.09.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.10.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.11.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR



- Seite 721 0 748/19

ab dem 01.12.2020 aus weiteren 1.960,14 EUR

aus weiteren 1.960,14 EURab dem 01.01.2021

aus weiteren 1.960,14EURab dem 01.02.2021

aus weiteren 1.960,14EURab dem 01.03.2021

aus weiteren 1.960,14 EURab dem 01.04.2021

ab dem 01.05.2021 aus weiteren 1.960,14EUR

aus weiteren 1.960,14 EURab dem 01.06.2021

ab dem 01.07.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

aus weiteren 1.960,14 EURab dem 01.09.2021

ab dem 01.10.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.11.2021 aus weiteren 1.960,14 EUR

EURab dem 01.12.2021 aus weiteren 1.960,14

ab dem 01.01.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.02.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.03.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.04.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.05.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.06.2022 aus weiteren 1.960,14EUR

ab dem 01.07.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR

ab dem 01.08.2022 aus weiteren 1.960,14 EUR.

2.
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Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger monatlich 1.960,14 EUR ab 01.09.2022, längstens bis

zum Vertragsende am 31.03.2046 zu bezahlen.

3.

Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, den Kläger ab 01.05.2019 von den Beiträ

gen zu der Lebensversicherung mit der Nummer^ Jfreizustellen.

4.

Es wird festgestellt, dass die Beklagte verpflichtet ist, dem Kläger die. unter Ziffer 2. geltend ge

machten Rentenansprüche mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz, jeweils ab Fälligkeit

zu verzinsen.

5.

Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 1.171,67 EUR außergerichtliche Gebühren für die Ein

holung der Deckungszusage sowie 3.803,24 EUR außergerichtliche Gebühren für die außerge

richtliche Vertretung jeweils nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz

ab 22.11.2019 zu zahlen, hilfsweise den Kläger von diesen Gebühren freizustellen.

Die Beklagte stellte folgenden Antrag:

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beklagte behauptet, die Kiage sei in weiten Teilen bereits unschlüssig. Es sei kein ord

nungsgemäßer Vortrag zu der zuletzt ausgeübten Tätigkeit erfoigt. Auch in medizinischer Hin

sicht sei der klägerische Sachvortrag unschiüssig und unsubstantiiert. Der Kläger beschränke

sich auf wenig aussagekräftige Schlagworte wie Kontrolle, Stress und Leistungsdruck. Die vorge

legten außergerichtlich eingeholten Gutachten belegten die Berufsunfähigkeit nicht. Teilweise sei

en die in dem außergerichtiichen Gutachten gestellten Diagnosen überhaupt nicht in das Fachge

biet des Gutachters gefallen. Keine der von dem Kläger behaupteten Diagnosen werde durch die

vorgelegten Unterlagen bestätigt. Im übrigen fehlten jegliche Feststellungen zur Prognose der

Auswirkungen auf die konkrete berufliche Tätigkeit des Klägers ab dem 28.07.2018. Die linksven

trikuläre Pumpleistung des Herzens habe sich durch die Stentimplantation nachhaltig verbessert.
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Zum Zeitpunkt der Deckungsanfrage bei der Rechtsschutzversicherung und der Geltendmachung

der Ansprüche gegenüber der Beklagten seien mögliche klägerische Ansprüche noch gar nicht

fällig gewesen, so dass kein Anspruch auf vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten bestehe, die im

Übrigen überhöht seien. Es sei nicht ersichtlich, dass die Beklagte bereits zum 20.02.2019 in Ver

zug geraten sein soll, da der Kläger an diesem Tag erstmals gegenüber der Beklagten mitgeteilt

hat, dass er Leistungen wegen Berufsunfähigkeit wünsche. Ansprüche gegen den Versicherer

seien nicht vor Abschluss der notwendigen Erhebungen im Rahmen der Leistungsprüfung fällig.

Verzug sei auch zu einem späteren Zeitpunkt nicht eingetreten, da die Beklagte sich immer noch

in der Leistungsprüfung befunden habe. Deshalb bestehe auch kein Anspruch des Klägers auf

Zahlung oder Freistellung von Kostennoten bezüglich verschiedener Tätigkeiten der Klägervertre

ter. Gleiches gelte für die nachträgliche Deckungsanfrage beim Rechtsschutzversicherer am

01.08.2019.

In den mündlichen Verhandlungen vom 16.03.2020 und 23.05.2022 wurde der Kläger jeweils per

sönlich angehört. Auf die Niederschriften der genannten mündlichen Verhandlungen und die darin

enthaltenen Angaben des Klägers wird Bezug genommen.

Mit Beweisbeschluss vom 04.05.2020 hat das Gericht die Einholung von zwei Sachverständigen

gutachten angeordnet und mit Beschluss vom 16.07.2020 mit der Erstattung der Gutachten die

Sachverständigen Dr. med. Holger Zeit (für das Fachgebiet Innere Medizin/Kardiologie) und Dr.

med. Michael Lang (für das Fachgebiet Nervenheilkunde) beauftragt. Diese haben unter dem

21.01.2021 bzw. 12.03.2021 ihre schriftlichen Gutachten erstattet, auf deren Inhalt Bezug genom

men wird. Das Gericht hat in der mündlichen Verhandlung vom 23.05.2022 Beweis erhoben

durch die uneidliche Vernehmung der Zeugin Renate Kleinhenz und durch die Vernehmung der

beiden Sachverständigen Dr. Zeif und Dr. Lang. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme

wird auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 23.05.2022 Bezug genommen.

Wegen des weiteren Parteivorbringens wird auf die gewechselten Schriftsätze der Parteien samt

Anlagen Bezug genommen

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist ganz überwiegend begründet.
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A)

Der Kläger hat gegen die Beklagte seit dem 01.08.2018 Anspruch auf monatliche Zahlung einer

Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 1.960,14 €, wobei diese Leistungspflicht der Beklagten fort

besteht, solange Berufsunfähigkeit des Klägers vorliegt, längstens bis zum Vertragsende am

31.03.2046. Dem Kläger steht auch ein Anspruch auf Rückzahlung bereits geleisteter Beiträge

zu, ebenso Zinsansprüche, wenn auch nicht in dem beantragten Umfang. Zudem ist er von der

Pflicht zur weiteren Beitragszahlung befreit. Abzuweisen war die Klage im Hinblick auf die geltend

gemachten vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten, die Kosten für die Einholung der Deckungszu

sage für die Rechtsschutzversicherung und teilweise im Hinblick auf die geltend gemachten Zin

sen.

Der Kläger hat gegen die Beklagte seit dem 01.08.2018, längstens bis zum 31.03.2046, einen An

spruch auf monatliche Zahlungen in Höhe von 1960,14 € aus dem zwischen den Parteien be

stehenden Versicherungsvertrag über eine selbständige Berufsunfähigkeitsversicherung. Gemäß

§ 1 Abs. 1 der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die selbständige Berufsunfähigkeits

versicherung (AVB) wird die Zahlung der vereinbarten Berufsunfähigkeitsrente gewährt, wenn die

versicherte Person während der Versicherungsdauer zu mindestens 50 % berufsunfähig wird.

Berufsunfähigkeit liegt nach § 2 Abs. 1 der AVB vor, wenn die versicherte Person infolge Krank

heit, Körperverletzung oder mehr als altersentsprechenden Kräfteverfalls voraussichtlich mindes

tens sechs Monate außerstande ist, ihren zuletzt ausgeübten Beruf auszuüben. Da der Kläger

seit dem 28.07.2018 berufsunfähig ist, ist die Rente erstmals im August 2018 zu zahlen (§ 1 Abs.

1 2. Absatz der AVB).

Der Kläger hat zur Überzeugung des Gerichts nachgewiesen, dass die Voraussetzungen für den

bedingungsgemäßen Eintritt der Berufsunfähigkeit vorliegen.
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1.

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs ist für die Prüfung, ob bedingungsge

mäße Berufsunfähigkeit eingetreten ist, grundsätzlich die letzte konkrete Berufsausübung des

Versicherten maßgebend, so wie sie „in gesunden Tagen“ ausgestaltet war, das heißt solange

die Leistungsfähigkeit des Versicherten noch nicht eingeschränkt war (BGH VersR 2010, 619 Rn.

11). Das ist die zuletzt von der versicherten Person konkret ausgeübte berufliche Tätigkeit {Rixe -

eher, in: Beckmann/Matusche-Beckmann, Versicherungsrechts-Handbuch, 3. Auflage 2015, § 46

Rn. 16). Abzustellen war für die Prüfung des Vorliegens von Berufsunfähigkeit daher auf den Be

ruf, wie ihn der Kläger bis zu seinem Herzinfarkt am 28.07.2018 als Bürokommunikationskauf

mann in einem Callcenter der Deutschen Telekom ausgeübt hat.

2.

Zu der zuletzt in gesunden Tagen ausgeübten Tätigkeit hat das Gericht den Kläger persönlich an

gehört und die Zeugin Renate Kleinhenz vernommen. Die Tätigkeit des Klägers, so wie sie ohne

gesundheitliche Beeinträchtigung ausgestaltet war, stellte sich nach der durchgeführten Beweis

aufnahme zur Überzeugung des Gerichts wie folgt dar:

Der Kläger bearbeitete in einem Callcenter der Deutschen Telekom eingehende Telefongesprä

che mit Klein-Geschäftskunden und Privatkunden. Er befand sich in einem Großraumbüro mit 52

oder 53 anderen Mitarbeitern und hatte seinen Arbeitsplatz an einem Tisch mit drei Mitarbeitern,

wobei er keinen festen Arbeitsplatz, an dem er immer saß, hatte. Die regelmäßige Arbeitszeit

dauerte von 08:00 Uhr bis 16:00 Uhr mit zwei etwa halbstündigen Pausen, die der Kläger zeitlich

mit seinen Kollegen koordinieren musste, damit sich nicht zu viele Mitarbeiter gleichzeitig in einer

Pause befanden. Einmal im Monat musste der Kläger sonntags arbeiten, alle 12 Wochen musste

er eine Woche lang in der Spätschicht von 14:00 Uhr bis 22:00 Uhr und zuletzt von 15:00 Uhr bis

23:00 Uhr arbeiten. Der Inhalt der Telefonate mit den Kunden bestand in Kundenbeschwerden

und in der Entgegennahme der Mitteilung von Telefon- oder Leitungsstörungen. Insbesondere Ge

spräche mit Kunden, die sich wegen gesperrter oder gestörter Telefonanschlüsse beschwerten,

waren belastend, weil sie häufig in Diskussionen mündeten und „persönlich“ wurden. Der Arbeit

geber forderte, dass möglichst viele Anliegen schon in dem ersten Kundengespräch endgültig er-
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ledigt werden. Für die Bearbeitung der eingehenden Anrufe gab es eine sog. Caiihandiing-time, in

nerhalb der das Problem erledigt sein sollte und die etwa sieben Minuten betragen hat. Der Kläger

war jedenfalls zeitweise verpflichtet, aktiv von sich aus Kunden nach vorgegebenen Listen anzu

rufen, um ihnen Produkte seines Arbeitgebers zu verkaufen. Arbeitstäglich hatte der Kläger etwa

40-60 Kundenkontakte. Waren es an bestimmten Tagen weniger Kontakte, musste er sich ge

genüber seinem Arbeitgeber rechtfertigen. Der Arbeitgeber konnte die Arbeite- und Pausenzeiten

des Klägers überwachen. Beim Verlassen des Arbeitsplatzes, auch zu einem Toilettengang,

musste sich der Kläger abmelden.

Die Schilderung dieser beruflichen Tätigkeit beruht im Wesentlichen auf den glaubhaften Angaben

des Klägers selbst im Rahmen der informatorischen Anhörungen am 16.03.2020 und 23.05.2022

und auf den Angaben der in der mündlichen Verhandlung vom 23.05.2022 vernommenen Zeugin

Renate Kleinhenz. Bei der Zeugin Kleinhenz handelt es sich um eine Kollegin des Klägers, die

seit 31 Jahren ununterbrochen als Callcenter-Mitarbeiterin bei der deutschen Telekom arbeitet

und mit dem Kläger bis zu dessen Herzinfarkt in einem Team gearbeitet hat. Die Zeugin schilder

te den Arbeitsablauf für das Gericht plausibel, nachvollziehbar und in vollem Umfang glaubhaft, so

dass das Gericht diese Schilderung der übrigen Beweisaufnahme sowie seinem Urteil vollum

fänglich zugrunde legt, zumal die Schilderungen der Zeugin bis auf wenige Details mit den Anga

ben des Klägers übereinstimmte.

3.

Der Kläger ist, ausgehend von diesem Beruf als Callcenter-Mitarbeiter bei der Deutschen Tele

kom, seit dem 28.07.2018 bedingungsgemäß berufsunfähig.

a)

§ 2 Abs. 1 der streitgegenständlichen AVB für die selbständige Berufsunfähigkeitsversicherung

definiert den Begriff der vollständigen Berufsunfähigkeit dahingehend, dass diese dann vorliegt,

wenn die versicherte Person infolge Krankheit, Körperverletzung oder mehr als altersbedingten

Kräfteverfalls, die ärztlich nachzuweisen sind, voraussichtlich mindestens sechs Monate ununter

brochen außerstande ist, ihren zuletzt ausgeübten Beruf - so wie er ohne gesundheitliche Beein

trächtigung ausgestaltet war - auszuüben. § 2 Abs. 3 der AVB ergänzt diese Begriffsbestimmung

für den Fall der teilweisen Berufsunfähigkeit. Nach § 1 Abs. 1 der AVB ist die Beklagte bereits ab

einer 50 %-igen Berufsunfähigkeit verpflichtet, die vertraglich vereinbarten Leistungen zu erbrin-
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gen; versichert ist somit bereits eine teilweise Berufsunfähigkeit

Berufsunfähigkeit tritt in dem Zeitpunkt ein, in dem erstmals ein Zustand gegeben war, der bei

rückschauender Betrachtung nach dem Stand der medizinischen Wissenschaft keine Besserung

zumindest bis zur Wiederherstellung der bedingungsgemäß maßgeblichen (hier 50%igen) Ar

beitskraft erwarten ließ (vgl. BGH NJW-RR 2007, 93). Danach ist für die Ermittlung des genauen

Zeitpunkts des Eintritts der Berufsunfähigkeit weder auf die Prognose der den Versicherungsneh

mer in der Vergangenheit behandelnden Ärzte noch auf den Zustand des Versicherungsnehmers

bei Entscheidung des Gerichts abzustellen, sondern vielmehr darauf, wann nach sachverständi

ger Einschätzung ein gut ausgebildeter, wohl informierter und sorgfältig behandelnder Arzt nach

dem jeweiligen Stand der medizinischen Wissenschaft erstmals einen Zustand des Versiche

rungsnehmers als gegeben angesehen hätte, der keine Besserung erwarten ließ (vgl. OLG Saar

brücken VersR 2005, 966 [LS]).

b)

Als Krankheit kommt jeder körperliche oder geistige Zustand in Betracht, der vom normalen Ge

sundheitszustand so stark und so nachhaltig abweicht, dass er geeignet ist, die berufliche Leis

tungsfähigkeit oder die berufliche Einsatzmöglichkeit dauerhaft (und nicht nur vorübergehend in

großen Zeitabständen) auszuschließen oder zu beeinträchtigen {Lücke, in: Prölss/Martin, 31. Auf

lage 2021, § 172 WG Rn. 38). Wenn eine versicherte Person lediglich von Zeit zu Zeit erkrankt,

so erlaubt das die Prognose dauerhaft bestehender Berufsunfähigkeit nicht. Aus gesundheitlichen

Gründen außerstande, in seinem bisher konkret ausgeübten Beruf weiter tätig zu sein, ist der

Versicherte auch in den Fällen, in denen er sich durch ein solches Verhalten gesundheitlich über

fordern würde. Der Versicherte, der ungeachtet einer Erkrankung, einer Verletzung des Körpers

oder eines Verfalls seiner Kräfte aus welchen Gründen auch immer weiter arbeitet und damit

„Raubbau" an seiner Gesundheit betreibt, ist berufsunfähig. Vom Versicherten kann nicht verlangt

werden, dass er sich in gesundheitlicher Hinsicht überfordert. Er ist berufsunfähig, wenn die fest

gestellten Gesundheitsbeeinträchtigungen die Fortsetzung seiner Tätigkeit vernünftigerweise und

im Rahmen der Zumutbarkeit nicht mehr gestatten {Lücke, in: Prölss/Martin, 31. Auflage 2021, §

172 Rn. 64).

c)

Aufgrund der eingeholten schriftlichen Gutachten und insbesondere deren mündlicher Erläuterung



-Seite 14 -21 0 748/19

durch die Sachverständigen Dr. Hoiger Zeit und Dr. Michaei Lang hat das Gericht die Überzeu

gung gewonnen, dass der Kiäger seit dem 28.07.2018 zu mindestens 50 % außerstande war,

seiner vor Eintritt der gesundheitlichen Beeinträchtigung zuletzt ausgeübten beruflichen Tätigkeit

nachzugehen. Insoweit ist zu beachten, dass eine streitige Behauptung schon dann bewiesen ist,

wenn das Gericht von ihrer Wahrheit überzeugt ist. Hierfür muss die Tatsache nicht mit absolu

ter, über jeden denkbaren Zweifel erhabener, naturwissenschaftlichen Maßstäben Stand halten

der Sicherheit feststehen. Vielmehr genügt es, wenn die Wahrheit zur vollen subjektiven Überzeu

gung des Richters mit einem für das praktische Leben brauchbaren Grad von Gewissheit fest

steht, der Zweifeln Schweigen gebietet, ohne sie völlig auszuschließen (vgl. nur BGH NJW 2012,

392 Rn. 16).

d)

Der Sachverständige Dr. Hoiger Zeif, Internist und Kardiologe, hat in seinem schriftlichen Gutach

ten dargelegt, dass der Kläger an einer koronaren Herzerkrankung  mit Zustand nach Myokardvor

derwandinfarkt mit PTCA und Stentimplantation nach RIVA-Verschluss leidet. Es habe sich ein

chronifiziertes Stadium der koronaren Herzerkrankung eingestellt. Bei dem Kläger bestehe eine

chronifizierte Herzinsuffizienz, die sich in schneller Erschöpfbarkeit und einer Schwindelsympto

matik äußere. Herzklopfen, Schwitzen und Hitzeempfinden habe der Kläger ihm gegenüber nicht

berichtet. In der Ergometrie, die der Kläger aufgrund vor allem muskulärer Erschöpfung vorzeitig

abbrach, habe kein Herzstechen provoziert werden können. Zusammenfassend sei aus internis-

tisch-kardiologischer Sicht davon auszugehen, dass dem Kläger aufgrund der durchgeführten

Diagnostik in der Regel mittelschwere körperliche Tätigkeiten im Rahmen eines normalen Ar

beitstages zumutbar seien. Aus rein apparativer kardiologischer Diagnostik wäre dem Kläger oh

ne Berücksichtigung anderweitiger limitierender Faktoren eine Rückkehr in die frühere berufliche

Tätigkeit möglich. Es bestehe nur eine leicht eingeschränkte Pumpfunktion des Herzens. Aller

dings sei die von dem Kläger als sehr stressbelastet empfundene Tätigkeit mit häufigen Kunden

kontakten und wechselnden Arbeitszeiten bei der bei dem Kläger bestehenden Erkrankung der

Gesundheitserhaltung nicht förderlich. Die Beurteilung des Ausmaßes der psychischen Belast

barkeit des Klägers und der Beurteilung der subjektiv empfundenen psychosozialen Stressfakto

ren sei jedoch durch einen Nervenfacharzt vorzunehmen. In der mündlichen Verhandlung hat der

Sachverständige Dr. Zeif seine Angaben ergänzt und ausgeführt, dass eine Verschlechterung

des Gesundheitszustandes des Klägers bei einer Rückkehr in seinen früheren Tätigkeitsbereich

zwar nicht zwingend, aber durchaus möglich wäre.



-Seite 15 -21 0 748/19

Aus diesen für das Gericht in voliem Umfang nachvollziehbaren Ausführungen des Sachverstän

digen Dr. Zeif allein ergibt sich das Vorliegen einer bedingungsgemäßen Berufsunfähigkeit (noch)

nicht.

e)

Bedingungsgemäße Berufsunfähigkeit besteht aber aufgrund der Ausführungen des Sachver

ständigen Dr. Michael Lang, Arzt für Neurologie und Psychiatrie. Dieser hat in seinem schriftli

chen Gutachten vom 21.01.2021 dargelegt, dass sich bei dem Kläger in der Folge des Herzin

farkts 2018 eine Depressivität mit Angst und Zwangssymptomatik entwickelt habe, die 2019

schwergradig ausgeprägt gewesen sei und trotz zwischenzeitlich günstigerer Prognose auch

heute noch bestehe. Die vorliegende mittelschwere depressive Störung lasse Arbeiten unter Zeit

druck und mit besonderer Anforderung an das Auffassungs- und Umstellungsvermögen sowie an

die Konzentration nicht andauernd oder nur in Teilen zu. Arbeiten mit Kundenverkehr seien nur

begrenzt möglich. Bei der bei dem Kläger vorliegenden zeitweise schweren und aktuell immer

noch mittelschweren Depressivität sei dieser nicht in der Lage, die von ihm geforderten spezifi

schen beruflichen Anforderungen vor allem im Hinblick auf die Bearbeitung von Beschwerden von

Kunden und die Auseinandersetzung mit Beschwerdeführern sowie im Hinblick auf Verkaufstätig

keiten zu erfüllen.

Betroffene einer mittelgradigen Depressivität wie der Kläger hätten meistens große Schwierigkei

ten, alltägliche Aktivitäten fortzusetzen. Es zeigten sich Symptome wie Interessenverlust, Verlust

der Freude, Früherwachen, Morgentief, deutliche psychomotorische  Hemmung, Agitiertheit, Appe

tit- und Gewichtsverlust und Libidoverlust.

In der Gesamtschau bestehe bei dem Kläger für die Zeit ab dem Herzinfarkt bis heute eine mehr

als 50 %-ige Einschränkung der beruflichen Belastbarkeit. Diese Einschränkung bestehe jeden

falls bis auf weiteres.

Zu dieser Einschätzung ist der Sachverständige gekommen, obwohl er, wie sich aus seinem

schriftlichen Gutachten ergibt, bei den von ihm mit dem Kläger durchgeführten Untersuchungen

einige Besonderheiten festgestellt hat. Insbesondere hätten sich bei den mit dem Kläger durchge

führten Selbstbeurteilungstests negative Maximalwerte ergeben. Der Sachverständige führt selbst

an, dass die Ergebnisse der Selbstbeurteilungstests mit der Verhaltensbeobachtung, dem Be

schwerdevortrag und der Aktenlage nicht vereinbar seien. Dies weise auf nicht kooperatives und
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nicht korrektes Beantworten hin. So weise das Ergebnis des Beck Depressions inventar - ein

psycholgisches Testverfahren, mit dem die Schwere von Depressionen erfasst werden kann - ei

nen Wert von 48 auf, was dem obersten Bereich schwerer Depressionen entspreche. Bei dem

Strukturierten Fragebogen Simuiierter Symptome (SiMS) - einem Seibsteinschätzungsfragebo-

gen zur Erfassung von Simulation und einer Vielzahl simulierter Symptome - habe der Kläger den

Cutoff-Wert um sechs Punkte überschritten, was bei alleiniger Betrachtung auf eine Simulation

durch den Kläger hinweisen könne. Zudem habe sich bei dem Mehrfach Wahl Wortschatz Test

(MWT-B), einem Test zur Erfassung der kristallinen Intelligenz, bei dem Kläger ein Intelligenzquo

tient (IQ) von 78 und damit ein Wert im unteren Normbereich ergeben. Für das Gericht stellte sich

daher die Frage, ob der Kläger simuliert und bewusst aggraviert.

Konfrontiert mit dieser Frage, führte der Sachverständige Dr. Lang in der mündlichen Verhand

lung vom 23.05.2022 zu diesen auffälligen Ergebnissen in den Selbstbeurteilungstests aus, dass

die Ergebnisse dieser Tests vor der Persönlichkeitsstruktur des Klägers gesehen werden müss

ten. Bei dem Kläger handele es sich um eine einfache, wenig flexible und nicht introspektionsfähi

ge Persönlichkeit. So bestehe der SIMS-Test aus 75 zum Teil - wie sich der Sachverständige

ausdrückte - blödsinnigen oder widersprüchlichen Fragen und solle zeigen, ob der Proband au

thentisch antwortet. Es sei gerade ein typisches Anzeichen für die bei dem Kläger vorliegende

Depression, dass Fragen über die Dauer eines Tests hinweg nicht oder nicht adäquat beantwor

tet werden können. Der bei dem Kläger im Rahmen dieses Tests festgestellte Cutoff-Wert von

sechs bedeute, dass er sechs Fragen zu viel unzutreffend beantwortet habe. Der Beck Depres-

sions-lnventar-Test verleite sogar zu falschen Angaben. Bei depressiven Personen wie dem Klä

ger würden die Antworten häufig überbetont. Vor dem Hintergrund seines Krankheitsbildes hande

le es sich dabei nicht um eine plumpe Aggravation. Angesprochen auf eine mögliche bewusste

Aggravation erläuterte der Sachverständige, dass es Teil der Störung des Klägers sei, dass et

was schlimmer dargestellt werde als es tatsächlich ist. Man müsse diesbezüglich differenzieren

zu einer Simulation. Um eine solche handle es sich bei dem Kläger nicht. Es sei auch normal,

dass sich bei einem hohen subjektiven Leidensdruck eine Tendenz zur Aggravation entwickle.

Auch der sich aus dem Mehrfach Wahl Wortschatz Test ergebende niedrige IQ von 78 sei durch

die bei dem Kläger bestehende depressive Denkhemmung erklärbar, durch die er die richtigen

Worte nicht erfasse und die richtigen Antworten nicht erkenne. Die Überzeugung, dass bei dem

Kläger eine mittelschwere Depression vorliegt, gewinne er aus dem bei der persönlichen Unter

suchung gewonnenen klinischen Gesamteindruck von dem Kläger, aufgrund dessen Persönlich

keitsstruktur, der vorliegenden Kontrollzwänge, Hemmungen und Blockaden. Die bei dem Kläger

vorliegenden depressionsbedingten Denkstörungen würden auch als Pseudodemenz bezeichnet.
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Aufgrund dieser nachvollziehbaren und vom Gericht selbst nachvollzogenen Ausführungen des

Sachverständigen Dr. Lang gelangt das Gericht zu der Überzeugung, dass bei dem Kläger tat

sächlich eine zunächst schwere Depression vorlag und derzeit noch eine mittelschwere Depres

sion vorliegt und der Kläger das Vorliegen einer Depression nicht simuliert. Der Sachverständige

hat anhand des Persönlichkeitsbildes des Klägers und des klinischen Gesamteindrucks in über

zeugender Weise dargelegt, dass die negativen Maximalwerte bei den Selbstbeurteilungstests

auf das Krankheitsbild und die Persönlichkeitsstruktur des Klägers zurückzuführen und für diese

gerade typisch sind.

Ausgehend von Art und Umfang der bei dem Kläger festgestellten Störung gelangt der Sachver

ständige Dr. Lang zu dem Ergebnis, dass dieser seit dem im Juli 2018 erlittenen Herzinfarkt nicht

mehr in der Lage ist, seiner zuletzt ausgeübten beruflichen Tätigkeit nachzugehen. Der Kläger sei

allenfalls noch in der Lage, Störungsmeldungen entgegenzunehmen und weiterzuleiten. Zu sämt

lichen anderen Tätigkeiten in seinem zuletzt ausgeübten Aufgabenbereich sei der Kläger nicht

mehr in der Lage. Die Durchführung von Verkaufstätigkeiten und die selbständige Bearbeitung

von Beschwerden, noch dazu unter Zeitdruck und dem Druck durch bestimmte Vorgaben des Ar

beitgebers, sei bei dem Kläger nicht vorstellbar. Hierfür fehlten ihm Schwingungsfähigkeit und

Empathie sowie Belastbarkeit. Der Kläger würde bei Aufnahme seiner früheren beruflichen Tätig

keit dekompensieren und scheitern.

Da die Entgegennahme und Weiterleitung von Störungen nur einen geringen und erst recht kei

nen prägenden Anteil an der von dem Kläger zuletzt ausgeübten Tätigkeit ausmachte, war der

Kläger seit dem 28.07.2018 zu mehr als 50 % nicht mehr in der Lage, seinen zuletzt ausgeübten

Beruf auszuüben.

Nach alledem ist das Gericht aufgrund der überzeugenden Ausführungen des Sachverständigen

Dr. Lang davon überzeugt, dass bei dem Kläger bedingungsgemäße Berufsunfähigkeit eingetre

ten ist.

1.
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Der Kläger hat deshalb gegen die Beklagte einen Anspruch auf Zahlung einer monatlich im Vor

aus zu zahlenden Berufsunfähigkeitsrente in Höhe von 1.960,14 € seit dem 01.08.2018. Da die

Beitragszahlungspflicht des Klägers nach den AVB ab der nächsten Beitragsfälligkeit, die auf den

Eintritt der Leistungspflicht folgt, entfällt, ist der Kläger berechtigt, die von August 2018 bis ein

schließlich April 2019 geleisteten Beiträge von monatlich 110,92 € in Höhe von insgesamt 998,28

€ zurückzufordern. Die Beklagte ist seit dem 01.05.2019 verpflichtet, den Kläger von der Beitrags

zahlung aus der selbständigen Berufsunfähigkeitsversicherung auch für die Zukunft freizustellen.

2.

Der in Ziffer 1 des Urteilstenors aufgeführte Betrag in Höhe von 32.360,52 EUR setzt sich zusam

men aus der Zahlung der monatlichen Berufsunfähigkeitsrente für die Zeit von August 2018 bis

einschließlich November 2019 (16 x 1.960,14 €) sowie aus den in dieser Zeit geleisteten Monats

beiträgen in Höhe von insgesamt 998,28 €.

3.

Zinsen kann der Kläger erst ab Rechtshängigkeit verlangen, weil vor Zustellung der Klage am

22.11.2019 Verzug der Beklagten nicht eingetreten ist (zum fehlenden Verzugseintritt mangels

Fälligkeit weiter unten unter Ziffer IV.), so dass wegen der bereits ab dem 20.02.2019 verlangten

Zinsen die Klage abzuweisen war.

4.

Abzuweisen ist die Klage auch hinsichtlich Ziffer  4 des zuletzt gestellten Klageantrags. Dem An

trag, dass die Beklagte verpflichtet ist, die unter Ziffer II. (richtig wohl: 2.) geltend gemachten Ren

tenansprüche mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz jeweils ab Fälligkeit zu verzinsen,

fehlt es bereits an dem erforderlichen Feststellungsinteresse. Für die zu zahlenden Monatsbeträ

ge ab dem 01.12.2019 erfolgt der Ausspruch der Verzinsung bereits in Ziffer 1 des Urteilstenors.

Für eine zeitlich unbegrenzte, auch in die Zukunft reichende, quasi vorsorglich ausgesprochene

Pflicht zur Verzinsung fehlt es an einem Rechtsschutzbedürfnis. Zahlt die Beklagte die Beträge

künftig nicht monatlich im Voraus, kann der Kläger entsprechende Ansprüche aus Verzug geltend

machen.
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5.

Der Kläger hat auch keinen Anspruch auf Zahlung oder Freistellung von vorgerichtlichen Rechts

anwaltskosten. Es fehlt bereits an einem schlüssigen Vortrag, auf welcher Grundlage der Kläger

einen solchen Anspruch stützt. Unter dem Gesichtspunkt des Verzugs kann der Kläger diese

Kosten nicht geltend machen (siehe hierzu unter Ziffer IV). Zu der Frage des Innenverhältnisses

zu dem Kläger erfolgte keinerlei Vortrag. Dafür, dass bereits der unbedingte Auftrag erteilt war, im

gerichtlichen Verfahren tätig zu werden, spricht hier, dass der Kläger Klage erhoben hat, bevor

überhaupt eine detaillierte Beschreibung der zuletzt ausgeübten Tätigkeit gegenüber der Beklag

ten erfolgt ist.

IV.

Der Kläger hat auch keinen Anspruch auf die Kosten für die Einholung der Deckungszusage.

1.

Ein Anspruch Ersatz der Kosten für die Einholung einer Deckungszusage kann sich aus §§ 280 I

II, 286 BGB ergeben (BGH, Urteil vom 13.12.2011, VI ZR 274/10). Kosten für die Einholung einer

Deckungszusage der Rechtsschutzversicherung sind Rechtsverfolgungskosten, die unter dem

Gesichtspunkt des Verzugsschadens ersetzt werden können (BGH, NJW 2011,1222 Rdnr. 23).

Hier war jedoch zum Zeitpunkt der Einholung der Deckungszusagen der Rechtsschutzversiche

rung Verzug noch nicht eingetreten. In dem Schreiben der Beklagten vom 04.04.2019 (Anlage K

9) erfolgte keine endgültige Ablehnung von Leistungen durch die Beklagte, sondern die Zusage

der Prüfung der Anspruchsberechtigung. Nach diesem Zeitpunkt hat der Prozessbevollmächtigte

des Klägers immer nur die Zahlung von Teilbeträgen für die Vergangenheit verlangt, z. B. in dem

Schreiben vom 31.07.2019 (Anlage K 10). Gleiches erfolgte in dem Schreiben vom 17.09.2019

(Anlage K 12). In einer E-Mail vom 25.09.2019 wurde ohne Nennung eines konkreten Betrages ei

ne Abschlagszahlung bis zum 02.10.2019 gefordert. Zudem treten Fälligkeit und Verzug nicht ein.
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bevor nicht eine detaiilierte Beschreibung der zuietzt ausgeübten Tätigkeit voriiegt (Neuhaus, Be

rufsunfähigkeitsversicherung, 4. Auflage 2020, RN 161). Zum Zeitpunkt der Einholung der De

ckungszusagen mit Schreiben vom 01.08.2019 und vom 17.09.2019 lag damit noch kein Verzug

vor.

2.

Allerdings hätte - Verzugseintritt einmal zu Gunsten des Klägers unterstellt - der Schuldner auch

unter dem Gesichtspunkt des Verzugsschadens nicht schlechthin alle Rechtsverfolgungskosten

zu ersetzen, sondern nur solche, die aus der Sicht des Anspruchstellers zur Wahrnehmung sei

ner Rechte erforderlich und zweckmäßig waren (BGH, VIZR 274/10).

Dies ist hier nicht der Fall. Der Kläger trägt selbst vor, er habe seinen Prozessvertreter beauf

tragt, bei der Rechtsschutzversicherung Deckungsanfrage zu stellen. Die mit Schreiben vom

01.08.2019 gestellte Anfrage für die außergerichtliche Tätigkeit sei mit Schreiben der Rechts

schutzversicherung vom 19.08.2019, die mit Schreiben vom 17.09.2019 gestellte Anfrage für die

gerichtliche Tätigkeit mit Schreiben vom 23.09.2019 beantwortet worden, wobei jeweils De

ckungszusage erteilt worden ist. Bei einer solchen Sachlage ist die Inanspruchnahme anwaltli

cher Hilfe für die Einholung der Deckungszusage nicht erforderlich; vielmehr ist es dem An

spruchsteller in der Regel zuzumuten, sie selbst anzufordern. Die für den Rechtsschutzversiche

rer für die Gewährung von Deckungsschutz maßgeblichen Gesichtspunkte ergaben sich hier of

fensichtlich aus jeweils einem einfachen Anschreiben. Dass der Kläger auf Grund bestimmter

Umstände nicht in der Lage gewesen sein könnte, eine einfache Anfrage unter Beifügung eines

der vom Anwalt an die Beklagte gefertigten Schreibens an den Versicherer zu senden, ist nicht

ersichtlich. Die Klage ist danach hinsichtlich der Kosten für die Einholung der Deckungszusage

unbegründet.

B)
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 92 Abs. 2 Nr.  1 ZPO, die Entscheidung zur vorläufigen Voll

streckbarkeit auf § 709 Sätze 1 und 2 ZPO.

C)

Die Streitwertfestsetzung erfolgte auf der Grundlage von §§ 63 Abs. 2 Satz 1, 48 Abs. 1 Satz 1

GKG sowie §§ 3, 9 ZPO. Der Streitwert setzt sich zusammen aus dem Zahlungsantrag in Höhe

von 97.045,14 €, dem dreieinhalbfachen Jahreswert für die künftige Rentenzahlung (82.325,88 €)

und den dreieinhalbfachen Wert für die Beitragsbefreiung (4.658,64 €). Vorfrist:

01.03.

Frist:

08.03.

sw

Vorfrist:

30.03.

Frist:

06.04.
Rechtsbehelfsbelehrung:

sw

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingeiegt werden,

wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugeias-

sen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem
Vorfrist:

01.08.

Frist:

08.08.

Landgericht Schweinfurt

Rüfferstr. 1

97421 Schweinfurt SW

einzuiegen.

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen

Eriedigung des Verfahrens, ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist

festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit

teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss

mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann

ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist

ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt

liche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt

den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Rechtsbehelfe, die durch eine Rechtsanwältin, einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder durch eine juris

tische Person des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge

bildeten Zusammenschlüsse eingereicht werden, sind als elektronisches Dokument einzureichen, es sei

denn, dass dies aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich ist. In diesem Fall bleibt die Über-
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mittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig, wobei die vorübergehende Unmöglichkeit bei der Er

satzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen ist. Auf Anforderung ist das elektronische

Dokument nachzureichen.

Elektronische Dokumente müssen

-  mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder

-  von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per

son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

-  auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
-  an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Venval-

tungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung venwiesen. Hin
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die

Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be

sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils

geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen.

gez.

Jakobeit

Vorsitzender Richter am Landgericht

Verkündet am 06.02.2023

gez.

Bachmann, JAng

Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle

Für die Richtigkeit der Abschrift

Schweinfurt, 08.02.2023

^ Bachmann, JAng
^1 Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle


